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I. Änderungen bei der Ausstellung von Dienstzettel

Der Dienstzettel des echten Dienstverhältnisses muss folgende zusätzliche 
Informationen enthalten:

Hinweis auf das einzuhaltende Kündigungsverfahren*
Sitz des Unternehmens
Kurze Beschreibung der zu erbringenden Arbeitsleistung
Gegebenenfalls die Vergütung von Überstunden und jedenfalls die Art der 
Auszahlung des Entgelts*
Gegebenenfalls die Angabe zu Bedingungen für die Änderung von Schichtplänen*
Name und Anschrift des Sozialversicherungsträgers
Dauer und Bedingungen einer vereinbarten Probezeit*
Gegebenenfalls den Anspruch auf eine vom AG bereitgestellt Fortbildung*

Bei den mit * gekennzeichneten Angaben genügt ein Verweis auf das Gesetz, den 
Kollektivvertrag oder betriebsübliche Reiserichtlinien.



I. Änderungen bei der Ausstellung von Dienstzettel

Der Dienstzettel für das freie Dienstverhältnis muss folgende zusätzliche 
Informationen enthalten (§ 1164a Abs 1 ABGB):

Sitz des Unternehmens
Kurze Beschreibung der Tätigkeit
Art der Auszahlung des Entgelts
Name und Anschrift des Sozialversicherungsträgers und der betrieblichen 
Vorsorgekasse



II. Untersagung von Mehrfachbeschäftigung

In zwei Fällen kann eine Nebenbeschäftigung untersagt werden, nämlich 
wenn sie mit Arbeitszeitbestimmungen unvereinbar ist und wenn sie der 
Tätigkeit im bestehenden Arbeitsverhältnis abträglich ist.

Abträglich ist die Nebenbeschäftigung dann, wenn sie

konkurrenzierend ist,
sich auf die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers nachteilig auswirkt (z.B. 
Übermüdung, Zuspätkommen),
die Möglichkeit der Preisgabe von Geschäftsgeheimnissen besteht 
oder
eine Rufschädigung des Arbeitgebers bewirkt.

Alle diese Fälle waren jedoch schon bisher durch die Judikatur 
berechtigte Gründe dafür, dem Arbeitnehmer die Nebenbeschäftigung zu 
untersagen.



III. Benachteiligungsverbot und   
Motivkündigungsschutz

Ein*e Arbeitnehmer*in, der*die die obigen Rechte (Aushändigung eines 
Dienstzettels, Nebenbeschäftigung oder Aus-, Fort und Weiterbildung) 
geltend macht, darf als Reaktion darauf weder gekündigt, entlassen noch 
auf andere Weise benachteiligt werden.

Wird ein*e Arbeitnehmer*in wegen Geltendmachung der obigen Rechte 
gekündigt, kann er*sie die Kündigung bei Gericht anfechten.

Es gilt ein Motivkündigungsschutz (105 Abs 5 ArbVG): In diesen Fällen 
muss der Arbeitgeber  wenn der*die Arbeitnehmer*in es schriftlich 
verlangt -  die Kündigung schriftlich begründen. Tut er dies nicht, bleibt 
die Kündigung dennoch wirksam.

Ziel: Der*die Arbeitnehmer*in kann das Risiko einer potenziellen 
Anfechtungsklage besser einschätzen.



IV. Rechtsfolgen und Strafen

Wird kein Dienstzettel ausgehändigt, kann eine Verwaltungsstrafe über den 
Arbeitgeber verhängt werden:

In diesem Fall ist er von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafen 
von         EUR 100 bis EUR 436 zu bestrafen.
Sind mehr als 5 Arbeitnehmer betroffen oder wurde der Arbeitgeber 
innerhalb der letzten 3 Jahre vor der neuerlichen Übertretung nach 
dieser Bestimmung rechtskräftigt bestraft, beträgt die Geldstrafe EUR 500 
bis EUR 2.000.

Stellt die Bezirksverwaltungsbehörde nach Einleitung des Strafverfahrens 
fest, dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer inzwischen nachweislich 
einen Dienstzettel ausgehändigt hat und das Verschulden des Arbeitgebers 
gering ist, hat sie von der Verhängung einer Geldstrafe abzusehen.



V. Aus-, Fort- und Weiterbildungen als Arbeitszeit

Ist auf Grund gesetzlicher Vorschriften, Verordnungen, Normen der 
kollektiven Rechtsgestaltung oder des Arbeitsvertrages eine bestimmte 
Aus-, Fort- oder Weiterbildung Voraussetzung für die Ausübung einer 
arbeitsvertraglich vereinbarten Tätigkeit, so

ist die Teilnahme des*der Arbeitnehmer*in an dieser Aus-, Fort- oder 
Weiterbildung Arbeitszeit;
sind die Kosten für diese Aus-, Fort- oder Weiterbildung vom 
Arbeitgeber zu tragen, es sei denn, die Kosten werden von einem 
Dritten getragen.



V. Aus-, Fort- und Weiterbildungen als Arbeitszeit

Anlass zur neuen Bestimmung gaben 

die Verpflichtung zur Umsetzung des Art. 13 der Richtlinie (EU) 
2019/1152 und 
der von der Rechtsprechung des OGH auf § 1014 ABGB gestützte 
Grundsatz, dass dann, wenn der*die Arbeitnehmer*in aus dem 
Arbeitsverhältnis zu einer Aus-, Fort- oder Weiterbildung verpflichtet 
ist und daraus ein Aufwand entsteht, der Arbeitgeber  zur 
Besorgung des Geschäfts notwendigen zu ersetzen hat 
(OGH v. 23.01.2002, 9ObA275/01h; OGH v. 29.03.2001, 8ObA224/00z 
mwN). 



V. Aus-, Fort- und Weiterbildungen als Arbeitszeit

Unterschiede zwischen Artikel 13 EU-Richtlinie 2019/1152 und § 11b 
AVRAG:

Richtlinie verweist nicht auf Ausbildungen und Weiterbildungen
Richtlinie verweist lediglich auf gesetzliche und kollektivvertragliche 
verpflichtende Fortbildungen



V. Aus-, Fort- und Weiterbildungen als Arbeitszeit

Informationen des Bundesministeriums für Arbeit und Wirtschaft:

Folgende Voraussetzungen müssen kumulativ vorliegen damit § 11b 
AVRAG zur Anwendung gelangt:

Arbeitsverhältnis fällt in den Geltungsbereich des AVRAG;
Aus-, Fort- und Weiterbildung ist hinreichend spezifiziert;
Zwecks der Aus-, Fort- oder Weiterbildung fällt mit dem Zweck der 
Arbeitsleistung, die im Arbeitsvertrag vereinbart wurde zusammen;
Aus-, Fort- oder Weiterbildung ist unerlässliche Vorbedingung der 
Zulässigkeit der Arbeitsleistung



V. Aus-, Fort- und Weiterbildungen als Arbeitszeit

Ausbildungskostenrückersatz (§ 2d AVRAG):

Laut Informationen des BMAW ist § 2d AVRAG anwendbar

Die FAQ des BMAW finden Sie hier:

https://www.bmaw.gv.at/Infos-FAQ/Informationen-zu-%C2%A7-11b-
AVRAG.html 



V. Aus-, Fort- und Weiterbildungen als Arbeitszeit

Offene Fragen zu § 11b AVRAG:

Aliquotierung des Anspruchs nach Beschäftigungsausmaß?
Aliquotierung des Anspruchs bei Mehrfachbeschäftigung?
An- und Abreise zur Fortbildung auch Arbeitszeit?
Mitspracherecht des Arbeitgebers bei Auswahl der Aus-, Fort- und 
Weiterbildung?
Wochenruhe/Wochenendruhe?



VI. Aktuelle Judikatur

Übersicht

Motivwidrige Kündigung
Kündigung wegen Täuschung über die wahre Arbeitszeit
Gleitzeit  Kein Gehaltsabzug bei Minusstunden
Entgeltfortzahlungsanspruch bei einvernehmlicher Auflösung
NSchG  Zeitguthaben bei Dienstverhinderung



Motivwidrige Kündigung I

OLG Wien 27.2.2024, 8 Ra 11/24g

Sachverhalt:
Kläger erlitt 2017 einen schweren Motorradunfall, nach Krankenstand,
Wiedereingliederungsteilzeit, danach wieder Krankenstand, dann ein
Jahr Bildungskarenz, anschließend Freistellung ohne EFZ, zum
31.05.2021 gekündigt.
Anfechtung wegen verpönten Kündigungsmotiv (ursprüngliche
Verweigerung Wiedereingliederungsteilzeit, Bildungskarenz,
Beschwerde über Vorgesetzten), nicht aber wegen Inanspruchnahme
Bildungskarenz!



Motivwidrige Kündigung II

Gesetzliche Regelung:
§ 15. (1) AVRAG: 
Kündigung kann angefochten werden, wenn ua. wegen einer 
beabsichtigten oder tatsächlich in Anspruch genommenen Maßnahme 
nach den §§ 11 bis 14, 14c und 14d ausgesprochen wird.

Urteil:
Für die Anfechtung genügt es, dass das verpönte Motiv für die 
Kündigung wesentlich ist.
AN muss Motiv nur glaubhaft machen! Außer: AG macht glaubhaft, 
dass anderes Motiv mit höherer Wahrscheinlichkeit ausschlaggebend 
ist. 
Die Frist für Vorbringen des verpönten Motives: 2 Wochen (analog zu § 
105 Abs 4 ArbVG). Nachschieben von Anfechtungsgründen nicht 
zulässig.



Kündigung wegen Täuschung über die wahre 
Arbeitszeit I

OGH 25.4.2024, 8 ObA 16/24x

Sachverhalt:
Kläger war Fahrscheinkontrollor und verließ früher den Dienst. Er
ersuchte einen Kollegen seinen Prüfstreifen abzustempeln.
Vorgesetzte rief ihn an, Kläger eilte zurück in den Dienst und
behauptete erst, auf der Toilette gewesen zu sein. Erst nach
Konfrontation mit Unglaubwürdigkeit erläuterte er die Wahrheit.
Kläger wurde gekündigt und hat die Kündigung wegen Sozialwidrigkeit
angefochten.



Kündigung wegen Täuschung über die wahre 
Arbeitszeit II

Gesetzliche Regelung:
§ 105 Abs 3 Z 2 lit a ArbVG: Die Kündigung kann beim Gericht
angefochten werden, wenn diese sozial ungerechtfertigt ist, das heißt,
wenn wesentliche Interessen des AN beeinträchtigt sind.
Außer: 

AG erbringt den Nachweis, dass die Kündigung in der Person des
Arbeitsnehmers liegen, die die betrieblichen Interessen nachteilig
berühren oder
Betriebliche Erfordernisse der Weiterbeschäftigung
entgegenstehen.



Kündigung wegen Täuschung über die wahre 
Arbeitszeit III

Urteil:
Beurteilungsmaßstab: Die in der Person des Arbeitnehmers gelegenen
Umstände veranlassen bei objektiver Betrachtungsweise einen
verständigen Betriebsinhaber zur Kündigung.
Die Kündigung erscheint als adäquate Reaktion und gerechte
Maßnahme.
Umstände müssen nicht so gravierend sein, dass eine
Weiterbeschäftigung des AN unzumutbar wäre. Weiterbeschäftigung
erscheint für AG in erheblichem Ausmaß nachteilig.
AN hat über Arbeitszeit täuschen wollen, auch Arbeitskollegen
angestiftet, das Zeiterfassungssystem zu manipulieren. Ausreichend
für  in der .



Gleitzeit  Kein Gehaltsabzug bei 
Minusstunden I

OGH 15.2.2024, 8 ObA 58/23x
Sachverhalt:

Der Kläger war als Zusteller beschäftigt. Vom Ausbilder wurde ihm
gesagt, dass der Zusteller vor Ende der 8-stündigen täglichen
Arbeitszeit nach Hause gehen könne, wenn er seine Zustellungen
erledigt hätte. 
Zustellungen wurden immer sehr zügig und korrekt durchgeführt.
Kläger war daher früher fertig; dadurch fortlaufend Minusstunden am
Zeitkonto, die immer weiter übertragen wurde. 
Einvernehmlichen Beendigung; bei der Endabrechnung wurden die
Minusstunden als  Ist-  in Abzug gebracht.
Mit der Klage begehrte der Kläger diesen Betrag.



Gleitzeit  Kein Gehaltsabzug bei 
Minusstunden II

Gesetzliche Regelung:
§ 1155 ABGB: Arbeitnehmer*innen haben auch für Dienstleistungen, die
nicht zustande gekommen sind einen Entgeltfortzahlungsanspruch, wenn
das Nichtzustandekommen in die Sphäre des AG fällt.

Urteil:
Zu prüfen, in wessen Sphäre die Minusstunden fallen.

 werden der AG-Sphäre zugerechnet, wenn das
Unterbleiben der Arbeitsleistung auf eine im betrieblichen Interesse
liegende Arbeitszeiteinteilung zurückgeht (zB. Ausgabe von Dienstplänen)
oder wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer wegen schlechter
Auslastung des Unternehmens aufgrund schwacher Auftragslage zu wenig
oft zum Dienst einteilt.
AG hat Zustellgebiet vorgegeben. AN hat seine Aufgabe schnell erfüllt,
jedoch zur Zufriedenheit. AG hat keine weiteren Aufgaben zugeteilt, auch
war es nicht erwünscht, dass Kläger in Zustellbasis wartet. Daher fallen die
Minusstunden in Sphäre des AG.
Abzug bei Gehaltsabrechnung war nicht zulässig.



Gleitzeit  Kein Gehaltsabzug bei 
Minusstunden III

OGH 24.4.2024, 9 ObA 22/24m
Sachverhalt:

Kläger war als Zusteller und Teamleiter tätig. Bei Beendigung des AV
war am Konto des AN Minusstunden vorhanden, die vom Gehalt
abgezogen wurden.
Der Kläger begehrte den abgezogenen Betrag.

Urteil:
Wie vorher.
Der Arbeitgeber hat die Größe des Zustellgebietes sowie die Menge
der Zustellungen festgelegt. Der AG konnte nicht erläutern, warum die
Minusstunden in die Sphäre des AN fallen.



Entgeltfortzahlungsanspruch bei 
einvernehmlicher Auflösung I

OGH 23.7.2024, 9 ObA 54/24t

Sachverhalt:
Der Kläger war als Arbeiter beschäftigt. 
Das AV endete durch einvernehmliche Auflösung während eines 
Krankenstandes. Der Krankenstand dauerte von 17.1. bis 14.5.2023. 
Der Arbeitgeber zahlte bis einschließlich 5.3.2023 das Entgelt fort 
(6.3.2023 begann neues (fiktives) Arbeitsjahr.
Der Kläger begehrte Entgeltfortzahlung für die Zeit von 6.3. bis 
6.4.2023. Begründung: Nichtausschöpfung des EFZ-Anspruches
AG entgegnete mit Kontingentierung des EFZ-Anspruches für ein 
Arbeitsjahr.
Revision zulässig mangels Rechtsprechung.



Entgeltfortzahlungsanspruch bei 
einvernehmlicher Auflösung II

Gesetzliche Regelung: 
§ 9 AngG/ § 5 EFZG: Wird der Angestellte während einer 
Dienstverhinderung gemäß § 8 Abs. 1 bis 2a gekündigt, ohne wichtigen 
Grund vorzeitig entlassen oder trifft den Dienstgeber ein Verschulden 
an dem vorzeitigen Austritt des Angestellten, so bleibt der Anspruch 
auf Fortzahlung des Entgelts für die nach diesem Bundesgesetz 
vorgesehene Dauer bestehen, wenngleich das Dienstverhältnis früher 
endet. Der Anspruch auf Entgeltfortzahlung bleibt auch bestehen, 
wenn das Dienstverhältnis während einer Dienstverhinderung gemäß 
§ 8 Abs. 1 bis 2a oder im Hinblick auf eine Dienstverhinderung gemäß 
§ 8 Abs. 1 bis 2a einvernehmlich beendet wird.



Entgeltfortzahlungsanspruch bei 
einvernehmlicher Auflösung III

Urteil: 
Die Dauer des EFZ-Anspruches ergibt sich aus § 2 EFZG/§ 8 AngG. Bei
wiederholter Dienstverhinderung gebührt EFZ nur insoweit als die
Dauer noch nicht ausgeschöpft ist. Die Dauer des Anspruches darf
sohin innerhalb eines Arbeitsjahres nicht überschritten werden. 
Eine darüberhinausgehende Arbeitsjahrbezogenheit für den EFZ-
Anspruch sieht das Gesetz nicht vor.
Weder aus § 2 noch § 5 EFZG ergibt sich, dass der Arbeitnehmer bei
Beendigung des Arbeitsverhältnisses während einer
Arbeitsverhinderung oder im Hinblick auf eine Arbeitsverhinderung
eine Entgeltfortzahlung nur bis zum Zeitpunkt beanspruchen könnte,
in dem das bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses laufende
Arbeitsjahr fiktiv geendet hätte. 
Dem Klagebegehren wurde daher stattgegeben.



NSchG  Zeitguthaben bei Dienstverhinderung I

OGH vom 18.12.2023, 9 ObA 34/23z

Sachverhalt:

Krankenanstalt:
AN erhielten bei Dienstverhinderung trotz eingeteiltem Nachtdienst
kein Zeitguthaben. 
Wenn der Verbrauch des Zeitguthabens geplant war, wurde dieses bei
einer Erkrankung während des Zeitausgleichs abgebaut.



NSchG Zeitguthaben bei Dienstverhinderung II

Kollektivvertragliche Regelung:

§ 9 Abs 4 SWÖ-KV: Für jeden geleisteten Nachtdienst gebührt für 
Mitarbeiterinnen in Einrichtungen mit stationärer Pflege für den Bereich 
Pflege ein Zeitguthaben im Ausmaß von zwei Gutstunden. Der Verbrauch 
dieses Zeitguthabens kann im Rahmen einer Betriebsvereinbarung geregelt 
werden. Das Zeitguthaben ist jedoch spätestens sechs Monate nach seinem 
Entstehen zu verbrauchen und darf nicht in Geld abgegolten werden.
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NSchG Zeitguthaben bei Dienstverhinderung III

Urteil:

Verweis auf das Ausfallsprinzip: Demnach erhalten AN während eines 
Urlaubes oder Krankenstandes grundsätzlich jenes Entgelt, das er/sie 
verdient hätte, wenn eine Arbeitsleistung entfaltet worden wäre. 

Hätte er/sie eine Nachtschwerarbeit geleistet, so wäre der Zeitausgleich 
auch zu gewähren gewesen. Daher gebührt AN, die während einer 
vereinbarten Nachtschwerarbeit erkranken, ein Anspruch auf die zwei 
Nachtgutstunden.

Somit gebührt auch, wenn der/die AN zu einem Nachtdienst eingeteilt 
war, aber erkrankt und diesen daher nicht leisten konnte, ein 
Zeitguthaben von 2 Gutstunden aufgrund des Ausfallsprinzips. 

Wird der/die AN während des Verbrauches der Nachtausgleichsstunden 
krank, so wird dieses Zeitguthaben trotzdem abgebaut.
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